
ist; dem dinglich berechtigten Dritten wird seine Rechtsposi-
tion entzogen.43

2. Speziell: Schutz des Inhabers eines
Anwartschaftsrechts vor Zwischenverfügungen

Einen praktisch wichtigen und schwierigen Anwendungsfall
betrifft die Rechtsstellung dessen, der eine bewegliche Sache
unter aufschiebender Bedingung erwirbt, also regelmäßig der
Vorbehaltskäufer (vgl. § 449 I BGB). Die größte Gefahr für
den Berechtigten stellt dabei die Zwischenverfügung des Ver-
äußerers dar, vor deren Wirkung und Vereitelung des Bedin-
gungseintritts das Gesetz ihn weitgehend schützt.44 Der Nor-
menzusammenhang ist an sich noch schnell erläutert:
■ Nach § 161 I 1 BGB wird der Erwerb des Eigentums (und
zwar vom Berechtigten) unwirksam, sobald die Bedingung,
namentlich die Zahlung der letzten Kaufpreisrate, eintritt;
der Eigentumserwerb kraft Bedingungseintritt erfolgt also
ungeachtet der zunächst wirksamen Zwischenverfügung.

■ Allerdings erklärt § 161 III BGB zugunsten des Erwerbers
(des Eigentums) die Vorschriften über den gutgläubigen
Erwerb entsprechend45 für anwendbar. Ist der Erwerber
redlich, erwirbt er somit endgültig gesichertes und nicht
nur auflösend bedingtes (Abs. 1 S. 1) Eigentum.

■ Der Vorbehaltskäufer würde folglich seine Rechtsstellung
einbüßen. Diese Konsequenz bringt den Schutz des Vor-
behaltskäufers und einen gerechten Interessenausgleich in-
des nicht zutage. Vor dieser (Verlust-)Folge ist der Vor-
behaltskäufer bei einer Verfügung des Vorbehaltsverkäu-
fers nach § 930 BGB durch § 936 I 3 BGB geschützt; denn
der Gutgläubige kann lastenfrei nur erwerben, wenn er
aufgrund der Veräußerung den Besitz (oder die Besitzver-
schaffungsmacht) an der Sache erlangt.46 Erfolgt die Ver-
äußerung nach § 931 BGB, scheitert der endgültige Eigen-

tumserwerb des Dritten an §§ 161 III, 934 und 936 III
BGB, letztere Norm zumindest analog.47

Geht man dogmatisch in die Tiefe, wird es schwierig, denn
Ausgangspunkt und Rechtsfolge der §§ 161 III und 936 BGB
sind ganz unterschiedlich.48 Hier zum Schluss nur angerissen:
Erstere Norm hindert den Rechtserwerb des Vorbehaltskäu-
fers bei Eintritt der Bedingung, während zweitere, wie ge-
zeigt, das Erlöschen eines bestehenden Rechts bewirkt. Paral-
lelen finden sich insoweit, als beide Normen dem Verkehrs-
schutz Vorrang vor dem Bestandsschutzinteresse des ding-
lichen Rechtsinhabers gewähren. Die Voraussetzungen
beider Normen unterscheiden sich aber, denn § 936 BGB
setzt die Existenz eines unbedingten Vollrechts voraus, also
eine Situation, die § 161 III BGB gerade nicht erfasst, da
hiernach49 ein dingliches Recht noch nicht vollständig ent-
standen ist.

43 Döring NJW 1996, 1443 (1445) („Rechtsvernichtungsgrund“).
44 Zum Folgenden bereits Döring NJW 1996, 1443 ff. (ausführlich); Medicus/Petersen

(Fn. 32) Rn. 462; Röthel JURA 2009, 241 (243 f.); Staudinger/Wiegand (Fn. 34)
BGB § 936 Rn. 16.

45 Die Vorschriften gelten nur „entsprechend“, da der Erwerber den Gegenstand im
Zeitpunkt der Zwischenverfügung vom dinglich noch Berechtigten erhält; der gute
Glaube kann sich also nur auf das Nichtbestehen der Bedingtheit beziehen (Um-
kehrschluss aus Abs. 1), vgl. zum Ganzen Jauernig/Mansel, BGB, 16. Aufl. 2015,
BGB Anm. zu §§ 160, 161 Rn. 3; MüKoBGB/Westermann (Fn. 3) BGB § 161
Rn. 19. Es kommt allein auf systematisches Verständnis an, um diese Normstruktur
und -bedeutung zu entschlüsseln.

46 Vgl. hierzu schon MüKoBGB/Oechsler (Fn. 3) BGB § 936 Rn. 16.
47 BGH NJW 1966, 1019 (1020); Döring NJW 1996, 1443 (1446 f.); BeckOKBGB/

Kindl (Fn. 2) BGB § 936 Rn. 7; Röthel JURA 2009, 241 (243 f.); Westermann/Gur-
sky/Eickmann (Fn. 2) § 50 Rn. 5; Staudinger/Wiegand (Fn. 34) BGB § 936 Rn. 16;
direkt nach § 936 I und III BGB: Zeranski AcP 203 (2003), 693 (697); unmittelbar
anwendbar wohl auch Palandt/Bassenge, BGB, 75. Aufl. 2016, BGB § 936 Rn. 1;
MüKoBGB/Oechsler (Fn. 3) BGB § 936 Rn. 16.

48 Vgl. zur Inkompatibilität der Regelungen bereits Döring NJW 1996, 1443 (1445).
49 Ausführlich mit Folgeüberlegungen Döring NJW 1996, 1443 (1445 ff.).
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Aufgabe 1: Falllösung
A verkauft aus Italien importierte exquisite Eismaschinen und repariert diese auch in seiner
Werkstatt. Er hat einen Jahresumsatz von etwa 600.000 EUR und vier Angestellte. Unter
ihnen ist B. Dieser ist beauftragt, Eismaschinen zu vertreiben, und kümmert sich auch um
den Import der Maschinen aus Italien. Hierfür erteilte A dem B Prokura. Aufgrund des
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Stresses durch die vollen Auftragsbücher vergaß A jedoch, die Prokura in das Handelsregister
eintragen zu lassen.
B trifft X Anfang Mai in einem Café. X hat eine Arztpraxis mit 2 Arzthelferinnen sowie

einem Sekretär, der auch die vielen Abrechnungen sowie die Korrespondenz übernimmt. Für
ihre Angestellten möchte X eine Eismaschine erwerben. B und X verhandeln über den Preis
der Maschine und die Sonderausstattungen, können sich aber über die Farbe des Gehäuses
nicht einigen. Dennoch schickt X, die glaubt, dass alles Wesentliche geklärt sei und sie sich
mit B auch über die Farbe geeinigt habe, am nächsten Abend eine E-Mail an A, in der sie
schreibt: „Lieber A, ich hatte ein sehr angenehmes Gespräch mit B. Vielen Dank, dass Sie mir
die Eismaschine Deluxe in Schwarz für 900 EUR in den nächsten zwei Wochen zukommen
lassen werden.“
Aufgrund der weiterhin in der Werkstatt bestehenden Hektik übersieht A diese E-Mail.

Des Weiteren bestehen Lieferengpässe, sodass A zurzeit keine weiteren Eismaschinen ver-
kaufen und sich mehr auf die Werkstatt fokussieren möchte.
Als es Anfang Juli zu einer Hitzewelle kommt, fragt X bei A telefonisch schroff nach, wo

ihre Eismaschine bleibe. Sie habe die Bestellung doch sogar noch per E-Mail bestätigt.
A, genervt vom Tonfall der X, sagt, dass zwischen ihnen überhaupt kein Vertrag zustande

gekommen sei. Zum einen habe er X nie persönlich gesprochen, zum anderen sei sein
Schweigen völlig unbeachtlich und die E-Mail daher bedeutungslos. Es könne nicht sein, dass
ein Vertrag durch bloßes Nichtstun zustande komme.
Damit dies nicht mehr vorkommt, weist A den B an, sich nun ausschließlich um die

Buchhaltung zu kümmern und erst einmal im Büro zu bleiben. Im Übrigen dürfe er keine
Verträge mehr im Namen des A schließen. Dennoch trifft sich B im Namen des A mit Z, der
schon immer eine Eismaschine haben wollte. Sie verständigen sich darauf, dass A dem Z in
den nächsten Tagen eine Eismaschine Dolce für 650 EUR liefern werde.

Haben X und Z einen Anspruch auf Lieferung einer Eismaschine gegen A?

Aufgabe 2: Fragen zum Handelsrecht

Frage 1: Was ist eine Firma, und welchen Grundsätzen muss sie genügen?

Frage 2: Was sind die wesentlichen Gründe für die Schaffung des Handelsrechts, und wie spiegeln sie
sich in den Normen des HGB wider? Zeigen Sie dies kurz an drei Beispielen.

& LÖSUNG

A. AUFGABE 1: FALLLÖSUNG

I. Anspruch der X gegen A auf Lieferung einer Eismaschine gem. § 433 I 1 BGB
X könnte gegen A einen Anspruch auf Lieferung der Eismaschine Deluxe für 900 EUR gem.
§ 433 I 1 BGB haben.

1. Anspruch entstanden
Hierfür müsste der Anspruch entstanden sein. Dies setzt einen Vertragsschluss voraus. Ein
Vertragsschluss erfordert zwei inhaltlich korrespondierende und in Bezug zueinander abge-
gebene Willenserklärungen (Angebot und Annahme, vgl. §§ 145, 147 BGB).

a) Vertragsschluss im Café
Ein Vertrag könnte bereits im Café geschlossen worden sein. Allerdings konnten sich B und
X hier nicht über die Farbe einigen. Der Dissens betraf einen wesentlichen Bestandteil des
möglichen Kaufvertrages. Somit lagen keine inhaltlich korrespondierenden Willenserklärun-
gen vor. Gestützt wird dieses Ergebnis durch die Zweifelsregelung des § 154 I BGB. Folglich
wurde im Café kein Vertrag geschlossen.

b) Vertragsschluss durch kaufmännisches Bestätigungsschreiben
Es könnte jedoch aufgrund eines sogenannten kaufmännischen Bestätigungsschreibens (zur
Übersicht Jung, Handelsrecht, 11. Aufl. 2016, 206 ff.; Kindler, Grundkurs Handels- und
Gesellschaftsrecht, 8. Aufl. 2016, 138 ff.; Lettl JuS 2008, 849) zu einem Vertragsschluss
gekommen sein.
aa) Rechtsgrundlage. Fraglich ist die Rechtsgrundlage für die Rechtsfigur des kaufmän-
nischen Bestätigungsschreibens. Zum Teil wird das kaufmännische Bestätigungsschreiben auf
die Rechtsgedanken der §§ 75 h, 91 a, 362 HGB gestützt (Canaris, Handelsrecht, 24. Aufl.
2006, § 23 Rn. 10). Anderen zufolge beruht diese Rechtsfigur auf Handelsbräuchen nach

kaufmännisches Bestäti-
gungsschreiben
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